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Uber die bedeutenden w irtschaft­
lichen Probleme in Ostdeutsch­

land im Rahmen der Transformation 
von einer Plan- zu einer M arktw irt­
schaft gerät le icht in Vergessenheit, 
daß auch in W estdeutschland noch 
eine ganze Reihe ordnungspoliti­
scher „Hausaufgaben“ zu erledigen 
ist. Schon deshalb ist es zu begrü­
ßen, daß die Bundesregierung eine 
Fortführung ihres Privatisierungs­
programmes beschlossen und die 
Aufm erksam keit auf die noch beste­
henden Beteiligungen des Bundes 
an W irtschaftsunternehmen und Lie­
genschaften gerichtet hat. In einer 
M arktw irtschaft sollte grundsätzlich 
privater Initiative und privatem Ei­
gentum Vorrang vor staatlicher Zu­

ständigkeit und staatlichem  Eigen­
tum gegeben werden. Eine eventuell 
notwendige Korrektur von Markter­
gebnissen aufgrund von sozialen 
Gesichtspunkten erfolgt dabei etwa 
über die Sozial- oder A rbeitsm arkt­
politik. Staatliches Eigentum an 
W irtschaftsunternehmen ist hierfür 
kein geeignetes Mittel. Dies g ilt nicht 
nur auf der Ebene des Bundes, son­
dern auch auf der der Länder und 
Kommunen. Das Privatisierungspo­
tential ist hier beträchtlich und wird in 
der öffentlichen Diskussion häufig 
übersehen.

Die hier genannten Prinzipien 
werden auch von der Bundesregie­
rung vertreten. Gleichwohl finden 
sich immer wieder Begründungen für 
staatliche Beteiligungen, die implizit 
oder explizit auf der Annahme beru­
hen, staatlicher Einfluß auf Unter­
nehmen könne zu Vorteilen im inter­
nationalen Wettbewerb -  auf Bun­
desebene -  oder im interregionalen 

W ettbewerb -  auf Landes- und kom ­
munaler E b e n e -fü h re n . Dies findet 
sich auch Im neuen Privatisierungs­
bericht der Bundesregierung wieder. 
So wird bei der Deutschen Lufthansa 
angemerkt, daß bis zur Vollendung 
des EG-Binnenmarktes eine Sperr­
m inorität „in  Anbetracht noch beste­
hender Staatsbeteiligungen anderer
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Länder angem essen“ sei. Ist man 
aber der Überzeugung, daß private 
Initiative und privates Eigentum zu 
den besten Ergebnissen führen, 
dann sollte es in der Regel g leichgül­
tig sein, ob andere Länder eine an­
dere Politik verfolgen. Sie würden 
sich dann nur selber schaden. Im üb­
rigen hat sich auch in Europa ge­
zeigt, daß vollständig privatisierte 
Fluglinien erfolgreich sein können.

Ähnlich sind die häufig mit Ar­
beitsplatzargumenten verteidigten 
industriellen Beteiligungen von Bun­
desländern zu beurteilen. Sie wer­
den regelmäßig bei S tandortent­
scheidungen der betroffenen Unter­
nehmen ins Spiel gebracht. Folgen­
los wäre dabei eine Beteiligung, 
wenn ein Unternehmen die von Län­
derseite her gewünschte Standort­
entscheidung ohnehin getroffen 
hätte. Ist dies aber nicht der Fall, so 
schwächt die staatliche E influß­
nahme das Unternehmen und ge­
fährdet langfristig auch die für die 
Region neu gewonnenen A rbeits­
plätze. Sowohl auf nationaler als 
auch auf regionaler Ebene sollte auf 
Industrie- und Strukturpolitik über 
staatliche Beteiligungen an W irt­

schaftsunternehmen verzichtet wer­
den.

Die Privatisierung der klassischen 
Industriebeteiligungen des Bundes 
ist inzwischen schon weit fortge­
schritten. Schritte in Richtung auf 
eine materielle Privatisierung der 
Sondervermögen Deutsche Bundes­
post und Deutsche Bundesbahn/ 
Deutsche Reichsbahn dagegen sind 
noch immer nicht eingeleitet. Es 
scheint, als würden die tatsächlich 
bestehenden verfassungsrechtli­
chen Probleme als Vorwand benutzt, 
um einschneidende Maßnahmen 
immer w ieder hinauszuschieben. 
S icherlich sind hier -  schon wegen 
der Größe der Vermögen -  die po liti­
schen W iderstände gegen eine Pri­
vatisierung und die praktischen Pro­
bleme ihrer Umsetzung besonders 
bedeutend. Dem steht aber ein po­
tentiell hoher Beitrag zur Stärkung 

des W irtschaftswachstum s in 
Deutschland gegenüber, wenn in den 
Bereichen Post, Telekom und Bahn 
stärker privates Kapital m obilisiert 
und Leistungen von privaten Anbie­
tern im W ettbewerb mit dann wohl 
größerer E ffizienz und Innovations­
geschw indigkeit erstellt würden.

Die Umbruchsphase, in der sich 
Deutschland mit der Bewältigung der 
Folgen der W iedervereinigung befin­
det, ist von hohen Risiken, aber auch 
großen Chancen geprägt. Zu den 
Chancen zählt eine neue Sensibilität 
für O rdnungspolitik, sowohl für ihre 
potentiellen Erträge als auch für die 
vorübergehenden Anpassungsko­
sten. Wenn in Ostdeutschland mit 
dem Übergang zur M arktw irtschaft 
hohe Anforderungen an die Flexibili­
tät der Arbeitnehm er gestellt werden, 
so sollte auch in W estdeutschland 
die Akzeptanz für wachstum sstei­
gernde Maßnahmen erhöht werden 
können, bei denen für die konkret 
Betroffenen ein Umdenken und ein 
Anpassungsprozeß notwendig sind. 
Die Privatisierung der Bereiche Post 
und Bahn wäre eine solche Maß­
nahme.
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